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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Medienpolitische Grundfragen

Im Zuge der Corona-Pandemie musste der Bund wiederholt Kritik betreffend die
Aufbereitung der Covid-19-Fallzahlen einstecken. In der ersten Welle im Frühjahr
2020 sorgte die Tatsache, dass Ärzte und Spitäler ihre Fallzahlen anfänglich via Fax an
das BAG melden mussten, für Schlagzeilen. Ein Postulat Andrey (gp, FR; Po. 20.3352)
forderte denn auch einen Bericht über die Aufbereitung und Übermittlung von Covid-
19-Fallzahlen und Zahlen zur Belegung der Spitäler und verwies dabei auf die Open-
Data-Strategie des Bundesrates aus dem Jahr 2018. Die Ansicht, dass maschinenlesbare
und in Echtzeit übermittelte Daten die Entscheidungsgrundlage verbesserten, teilten
auch Bundesrat und Nationalrat, die das Postulat befürworteten. 
Kritik erfuhr das BAG zudem für den Entscheid, keine Daten auf Gemeindeebene zu
publizieren. Eine Veröffentlichung nach Gemeinde könnte dazu dienen, Infektionsherde
zu erkennen, lautete der Standpunkt der Medien. Das BAG stellte sich indes auf die
Position, dass es sich hierbei um besonders schützenswerte Daten handle. Schliesslich
einigte sich das Bundesamt gemeinsam mit geladenen Journalistinnen und Journalisten
darauf, die Daten aufgeschlüsselt nach Gemeinden zu publizieren, wobei aus
Datenschutzgründen keine genauen Zahlen, sondern lediglich eine Intensitätsskala die
Verbreitung des Virus auf lokaler Ebene angeben sollte. Der Computercode zur
Berechnung der Kategorien auf der Intensitätsskala stammte dabei von den
Medienschaffenden. 
Eine verwaltungsinterne Datenpanne geschah Anfang August, als das BAG
fälschlicherweise vermeldete, dass sich die meisten nachvollziehbaren Corona-
Ansteckungen in Discos und Clubs ereigneten. Nachträglich musste das Bundesamt
eingestehen, dass bei der Auswertung der Ansteckungsorte die Kategorien vertauscht
worden waren. In Wahrheit waren lediglich ein Bruchteil der bekannten Ansteckungen
auf einen Besuch in einem Nachtlokal zurückzuführen und die meisten bekannten
Ansteckungen innerhalb der Familie geschehen. Das Malheur löste weitere Fragen zu
den präsentierten Daten aus. Diese betrafen zum einen den relativ kurzen
Beobachtungszeitraum (16. Juli bis 1. August), den hohen Anteil an Fällen mit
unbekanntem Ansteckungsort, die nicht in die Statistik eingeflossen sind, sowie die Art
der Datenerfassung (Meldeformular an das BAG anstatt Ergebnisse des Contact-
Tracings) und zielten auch darauf ab, dass die Statistik den Einfluss des Nachtlebens
und anderer öffentlicher Begegnungsorte wohl unterschätzte. «Interessanter wäre zu
wissen, wie das Virus in die Familie gelangt ist», konstatierte etwa Sebastian Bonhoeffer
Mitglied der Expertengruppe «Data and Modelling» der Corona-Taskforce. 
In der zweiten Septemberhälfte 2020 sorgte nicht zuletzt auch der Entscheid des BAG,
über das Wochenende keine Fallzahlen mehr zu publizieren, für Kopfschütteln in den
Medien und unter Forschenden, wobei gerätselt wurde, ob der Bund nach diesem
Entscheid rasch genug auf sprunghafte Entwicklungen in den Fallzahlen reagieren
könne. Die Schweiz gesellte sich dabei zu Spanien und Schweden, die als einzige unter
den am stärksten betroffenen Ländern dieselbe Strategie gewählt hatten. Man wisse
über die Zahlen Bescheid und der Entscheid sei auch nicht aufgrund fehlender
Personalressourcen getroffen worden, verteidigte Virginie Masserey, die Leiterin der
Sektion Infektionskontrolle, das Vorgehen. Viel wichtiger als der Tagesvergleich sei es,
die Entwicklung Woche für Woche zu verfolgen. 1
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